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Die Lüge und ihre Urſache. 


In der letzten Dienſtags-Nummer dieſer Zeitung 
wurde die ſogenannte Oppoſttion der Kreuzzeitung gegen 
die Aufhebung der Deſſauiſchen Verfaſſung in vollem 
Maße gewürdigt. 2 

Es ſei uns aber heute geſtattet, einen damals nur 
ſehr flüchtig berührten Punkt, der in der Folge für un⸗ 
ſere Zuſtände von Wichtigkeit werden kann, hier näher 
zu betrachten, als es dort geſchehen iſt. Wir meinen die 
von der Kreuz Zeitung ausgeſprochene Lehre, in wie 
weit der Bundestag ein Recht habe, in die Einzelver⸗ 
faſſung eines Landes einzugreifen oder nicht! 

Vollkommen richtig iſt bereits in der Urwähler⸗Zei⸗ 
tung ausgeſprochen worden, daß dieſe Lehre der Kreuz⸗ 
zeitung eine ihrer bekannten Lügen ſei. Sehr wahr 
wurde bemerkt, daß die Kreuzzeitungs⸗Partei in der Ein⸗ 
gabe wegen Einberufung der Kommunal⸗Landtage ſelber 
auf die Bundesgeſetzgebung hingewieſen, die die Rechte 
der alten Stände in Preußen garantire. Wir können 
dem noch hinzufügen, daß der Rundſchauer fiets das 


„deutſche Recht“ im Munde führte und immer in dem. 


Sinne, daß dies die Stütze der ſtändiſchen Vertretung 
ſei. Iſt dem aber ſo, und erinnert man ſich, daß wirk⸗ 
lich der deutſche Bund im Artikel 13 der Vundesverfaſ⸗ 
fung eine „ landſtändiſche“ Verfaſſung in den Bundes⸗ 
ländern verheißt, ſo folgt daraus ganz einfach, daß die 
Kreuzzeitungs-Purtei volles Recht Hatte, ſich in ihrem 
Rechte auf den Bundestag zu berufen. 

Wir betrachten daher auch die jetzige Entrüſtung ge⸗ 
gen den Gedanken, daß der Bundestag in die Einzelver⸗ 
faſſung eingreifen könne, als eine Lüge.. 

Allein wo die Kreuzzeitung nur einfach lügt, lügt 
ſie nicht umſonſt, und es lohnt ſich ſchon in ſolchen 
Fällen, den Grund für ſolche Lüge aufzuſuchen; lügt ſie 
aber gar ſcheinbar gegen ihr Intereſſe, wie es jetzt der 


Berlin, Freitag, den 21. November 


1851. 


Fall iſt, ſo haben wir zwiefach Urſache, dem Grund ih⸗ 
rer Lüge nachzuſpüren und ihn zu enthüllen. . 
Deshalb iſt es gut, wenn wir die Lehre der Kreuz⸗ 
zeitung betrachten, ſie mit dem Bundesrecht ſelber verglei⸗ 
chen, und uns dann fragen: weshalb lügt die Kreuz⸗ 
zeitung jetzt? N: 
Die Lehre, die die Kreuzzeitung jetzt im Widerſpruch 
mit ihren Anſchauungen bisher ausſpricht, lautet alſo: 
„Unzweifelhaft hat die Bundes-Verſammlung das 
Recht, Geſetze und Verfaſſungen der einzelnen Länder, 
die mit den allgemein gültigen Bundesgeſetzen und den 
Bundespflichten in Widerſpruch ſtehen, in deren Verhält⸗ 
niß zu ſich als nicht vorhanden zu betrachten und zu be⸗ 
handeln. Unzweifelhaft hat die Bundesverſammlung die 
legislatoriſche Befugniß, Geſetze, die nur bundesrechtliche 
Bedeutung und Geltung haben, ſelbſtſtändig zu modift⸗ 
eiren und zu beſeitigen; keines Falls aber können wir 
derſelben die Befugniß zugeſtehen, Beſtimmungen, die 
auf verfaſſungsmäßigem Wege Theile der Einzel⸗Verfaſ⸗ 
ſungen geworden, oder gar dieſe Verfaſſungen ſelbſt durch 
einen Machtſpruch zu beſeitigen, oder auch nur die Re⸗ 
gierungen der Einzelſtaaten für ihre inneren Verhältniſſe 
von ihren verfaſſungsmäßigen Verpflichtungen zu ent⸗ 
binden. Die nächſte Conſequenz der entgegengeſetzten 
Theorie würde die ſein, daß es der Bundes-Verſamm⸗ 
lung eines Tages auch beikommen konnte, die Preußiſche 
Verfaſſung von Frankfurt aus zu revidiren, eine Conſe⸗ 
quenz, gegen die wir uns als gute Preußen auf das 
Entſchiedeuſte verwahren.“ 0 
Dieſe Lehre der Kreuzzeitung iſt mit Verwunderung, 
ja ſogar mit Beifall aufgenommen worden; allein ſie iſt 
an ſich ſelbſt falſch, und die Kreuzzeitung heuchelt, wenn 
fie ſte für wahr oder als ihren Ernſt, ausgiebt. { 
Wenn der Bundestag einmal rechtlich eriſtint — und 
das nimmt ja die Kreuzzeitung an — ſo hat er nicht 
nur das Recht, ſondern die Pflicht, in die Einzelver⸗ 


faſſungen einzugreifen, ſobald die Einzel verfaſſung ſo ift, 
daß fle der Souverainetät der Fürſten Ein trag thut. Dieſe 
Souverainetät beſteht nach der Erklärung des deutſchen 
Bundes ſelber laut Artikel 57 der Wiener Schlußakte 
darin, daß die geſammte Staatsgewalt in dem Oberhaupt 
des Staates vereinigt bleiben muß. Auf Grund dieſes 
Artikels 57 haben die deutſchen Regierungen weitere Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt und ſich durch einen Vertrag gegenſeitig 
gebunden, der in Wien durch Miniſterial⸗Conferenzen 
im Jahre 1834 abgeſchloſſen worden iſt. In dem erſten 
Paragraphen dieſes Vertrages iſt ausdrücklich geſagt: 
„Jede dieſem Prinzip der ungetheilten Fürſten⸗Souverai⸗ 
netät, widerſtrebende, auf eine Theilung der Staatsgewalt 
zielende Behauptung iſt unvereinbar mit dem Staatsrecht 
der im deutſchen Bunde vereinigten Staaten.“ 

Enthält nun eine, ohne Zuſtimmung des deutſchen 
Bundes entſtandene Verfaſſung irgend eine Beſtimmung, 
welche die ungetheilte Fürſten-Souverainetät beeinträch⸗ 
tigt, ſo iſt ſte gegen das Bundesrecht. Gleichviel ob der 
betreffende Fürſt dies freiwillig oder gezwungen zugege⸗ 
ben oder zugiebt, ſobald er ſeine eigne Souverainetät 
ſchwächt, findet eine Rechtsverletzung gegen den deutſchen 
Bund ſtatt, deſſen Staatsprinzip mit dieſer Schwächung 
oder Theilung unvereinbar iſt. Einen ſolche Rechtsver⸗ 
letzung gegen den deutſchen Bund hat ſicherlich der deutſche 
Bund das Recht, für ungültig zu erklären, ſonſt hätte 

Vertrag vom Juli 1834 gar keinen Sinn. 

Das weiß die Kreuzzeitung auch ganz gut, denn ſonſt 
würde ſie die Aufhebung der Grundrechte, die doch ſicher⸗ 
lich nicht das Verhältniß der Einzelſtaaten zum deutſchen 
Bund berühren, ungerechtfertigt finden. Sie könnte noch 
weniger die Hannoverſchen Junker in ihrem Kampf ge⸗ 
gen die Hannoverſche Regierung unterſtützen wollen. 
Nicht minder würde ſie die Bremer-Verfaſſung antaſten 
laſſen und eben ſo wenig könnte ſie in der Hamburger 
Verfaſſungs⸗Frage den Eingriff des Bundes dulden. 

Die Lehre der Kreuzzeitung iſt alſo nicht nur falſch 
vom Standpunkt des deutſchen Bundesſtaatsrechts aus 
betrachtet, ſondern die Kreuzzeitung weiß auch ganz gut, 
daß fte falſch iſt. 

Wenn ſte aber lügt und heuchelt, hat ſie zwei wich⸗ 
tige Gründe dafür. 28 1 

Der erſte iſt, daß ſie mit dem Staatsrecht des deut⸗ 
ſchen Bundes ſelber nicht zufrieden iſt, der zweite iſt, daß 
ſie unſerer Regierung den Ausweg abſchneiden möchte, 
die Reaction von anders wo her als aus ſich ſelber und 
geſtützt auf die Kreuzzeitungs- Partei, in Preußen auszu⸗ 
führen. 

Sie iſt mit dem Staatsrecht des deutſchen Bundes 
nicht zufrieden, weil dieſes jede Theilung der Fürſten⸗ 
Souverainetät verbietet, alſo auch die Theflung mit einer 
Junker⸗Partei. Das Staatsrecht des deutſchen Bundes 
iſt gegen die ſtändiſchen Rechte gerichtet. Der Artikel 13 
der Bundesverfaſſung verheißt zwar ſtändiſche Verfaſſun⸗ 
gen; aber ſämmtliche ſpätere Beſchlüſſe und Nachträge 
und Verträge der Bundesfürſten ſind nur für den Ab⸗ 
ſolutismus berechnet und auf Vernichtung ſtändiſcher 
Rechte abzielend. Der erſte Paragraph des Vertrages 
vom 12. Juni 1834 ſchließt ausdrücklich mit den Wor⸗ 
ten: 


„Die Regierungen werden daher eine mit den 


Souverainetätsrechten unvereinbare Erweiterung ſtändi⸗ 
ſcher Befugniſſe in keinem Falle zugeben.“ Die Folge 
ſolcher Untheilbarkeit der Souverainetät iſt aber die vor⸗ 
märzliche Beamten-⸗Regierung, welche der Kreuzzeitung 
verhaßt iſt. Namentlich in Preußen verhaßt, wo das 
Beamtenthum dem Volk entſtammt, auf Univerfitäten 
ausgebildet wird und im Grunde dem Junkerthum ſtark 
entgegen arbeitet. Daher kämpft die Kreuzzeitung, die, 
wie der Rundſchauer ſagt, weit hinter 1848 zurück will, 
gegen eine Staatsform, wie ſie aus dem deutſchen Bun⸗ 
desrecht entſpringt. 

Deshalb drängt ſie auf eine junkerthümliche Reaction, 
die vom Staatsrecht des Bundes aus nicht zu erwarten 
iſt, und zwar drängt ſte dahin, daß fe in Preußen von 
der Regierung ſelber unternommen werde. Die Rege⸗ 
tion, die in Preußen an der Tagesordnung iſt, ſoll da⸗ 
her nicht vom deutſchen Bund ausgehen, die Regierung 
ſoll keinen andern Weg haben als den, welchen die 
Kreuzzeitung vorſchreibt und die Kreuzzeitungs-Partei 
unterſtützt. 

Die Kreuzzeitung theilt das Bundesrecht. Inſoweit 
es das ſtändiſche Recht begründet, beruft fie fi auf den 
Bundestag ſelbſt, wie wir geſehen haben, gegen die 
Regierung; inſoweit es aber das ſtändiſche Weſen ver⸗ 
nichtet, verwahrt fie ſich dagegen. Sie will fo der 
Regierung jeden Weg der Reaction verſperren, der 
nicht in ihre Arme führt. 5 

Und das iſt die Urſache ihrer Lüge! 


Berlin, den 20. November. 


— Der elektriſche Telegraph für das Feuerlöſchweſen, wel: 
cher auf ſtädtiſche Koſten angefertigt wurde, war urſprünglich 
auf 24,000 Thlr. veranſchlagt; dieſe Summe wurde aber um 
9000 Thlr. dadurch überſchritlen, daß das Miniſterium an die 
Drahtleitung verſchiedene andere Drähte zu eigenem Gebrauche 
anlegen ließ. Der Magiſtrat verlangt nun, daß Fiskus und 
Stadt die geſammten Koſten zu gleichen Theilen tragen 
ſollen; der Fiskus will jedoch nur die Mehrkoſten zahlen, 
weil ſeiner Anſicht nach die miniſteriellen Drähte an die ſtäd⸗ 
liſchen Feuerlöſchdrähte angelegt ſind. Der Magiſtrat weigert 
ſich aber hierauf einzugehen und meint, er könne eben ſo gut 
behaupten, die ſtädtiſchen Drähte ſeien an die miniſteriellen an⸗ 
gelegt worden. Dieſe Streitfrage ſoll durch einen Prozeß ge⸗ 
ſchlichtet werden; vorerſt aber wird wohl der Magiſtrat zahlen 
müſſen, da ihm Execution angedroht if. Die „Voſſ. Ztg.“ 
nennt dieſe Streitfrage „intereſſant“; für uns war es noch bes 
ſonders „intereſſant“ aus der „Voſſ. Ztg.“ zu vernehmen, 
daß der Magiſtrat von der Ausdehnung des Telegraphen, wel⸗ 
cher auf ſtädkiſche Koſten angele t wurde, erſt jetzt in Kennt⸗ 
niß geſetzt worden iſt, nachdem ihm bereits Execution angekün⸗ 
digt war. x 

— Die neue Staats⸗Einkommenſteuer hat ſowohl den öf⸗ 
fentlichen als den Privat- Wohlthätigkeitsanſtalten bedeutende 
Verluſte verurſacht, indem die wohlhabenderen Einwohner die 
Beiträge für Armenzwecke zurückziehen. Die „Voſſ. Ztg.“ 
macht hierzu die Bemerkung: „Es wäre dies ſehr zu bedau⸗ 
ern, und gäbe ein ſchlimmes Zeugniß dafür ah, wie wenig 
wahrhafte Theilnahme für das Allgemeine vorhanden iſt. Uebri⸗ 
gens iſt es eine anerkannte Erfahrung, daß z. B. bei 
den Bezirksunterſtützungskaſſen gerade die reichſten Mitglieder 
des Bezirks die verhältnißmäßig geringſten oder gar ke ine 
Beiträge geben. Ein Umſtand, der lange vor der Einkommen⸗ 


feuer bemerkt worden if, fo daß man wohl kaum eine in 
Wahrheit gegründete Argumentation gegen die Einkommen⸗ 
ſteuer aus obigen Verhältniſſen ſchöpfen durfte.“ — um den 
je She ſtäptiſchen Armenverwaltung an decken, iſt bes 
reits eine Armenſteuer vorgeſchlagen worden. 

T Der Borftand der Allg. ch ußkaſſe des 55. Stadt⸗ 
bezicks hat den 3. Jahresbericht vom I. Oktbr. 1850 bie 30. 
Septbr. 1851 veröffentlicht; es betrug nach demſelben die Ein⸗ 
nahme, incl, des Baarbeſtandes au 1. Oktober 1851 von 
84 Thlrn. 25 Sgr. I Pf., im Ganzen 1066 Thlr. 28 Sgr. 
Die laufenden Beiträge beliefen ſich zuſammen auf 183 Thlr. 
20 Sgr., die Rückzahlungen auf Darlehen betrugen während 
des ganzen Jahres 702 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf., ein einmaliges 
Geſchenk und eine Sammlung 6 Thlr. 3 Sgr. 9. Pf. Die 
Ausgabe belief ſich auf 1011 Thlr. 13 Sgr. 6 Pf., newlich 
an bewilligten Vorſchüſſen 886 Thlr. 10 Sgr., Berichtigung 
einer Schule an eine Privatperſon mit 10 Thlrn., Rückzahlung 
des Darlehens an den Magiſtrat mit 100 Thlr., Verwaltungs⸗ 
koſten 15 Thlr. 3 Sgr. 6 Pf. Es bleibt ſomit am 1. Oktbr. 
d. J. ein Baarbeſtand von 55 Thlr. 14 Sgr. 6 Pf.; bie aus: 
ſtehenden Forderungen betragen 735 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf., 
nach Abzug von 70 Thlru., die als verloren zu betrachten ſind, 
665 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf., ſo daß am J. Oktober 1851 der 
Kaſſe ein Vermögen von 721 Thlru. 11 Sgr. blieb. — 
Eine Zuſammenſtellung der Einnahmen, und Ausgaben für 
den Zeitraum vom 1. Okt. 1848 bis dahin 1851 ergiebt eine 
Einnahme von 3068 Thlrn. 17 Sgr. 6 Pf. und eine Aus⸗ 
gabe von 3013 Thlen. 3 Sgr.; in den drei Jahren ihres Be⸗ 
ſtehens hat die Kaſſe an zinsfreien Vorſchüſſen die beträchtliche 
Summe von 2845 Thlrn. 26 Sgr. bewilligt. Der Verein 
zählte am Schluſſe des dritten Verwaltungsjahres 184 zahlende 
Mitglieder; das Intereſſe der Betheiligten iſt ein unvermin⸗ 
dertes geblieben und die Höhe ber Rückzahlungen entſpricht den 
mit Rückſicht auf die ungewöhnlich gedrückten Verhaltniſſe der 

Grwerbetteibenden und Arbeiter billig und mäßig geſtellten 
Anforderungen. Von dem angeführten Geſammtbetrage der 
Darlehen ſind bereits 2109 Thlr. 29 Sgr. 6 Pf. zurückgezahlt 
und iſt beſonders hervorzuheben, daß das letzte Verwaltungs⸗ 
jahr keine Ausfälle nachweiſt. 1 5 - 

— Der Gewerberath hat eine Commiſſion niedergeſetzt, 
welche die durch die Einkommenſteuer herbeigeführten Ungleich⸗ 
heiten in der Beſteuerung der Gewerbe und die Nachtheile, in 
welche man namentlich den Handwerlerſtand gegenüber den 
Handeltreibenden verlegt glaubt, in Erwägung ziehen ſoll. Die 
Vorſchläge der Kommi foleh dann berathen und demnächſt 
die Reſultate in einer Petition dem Miniſterium und den Kam⸗ 
mern vorgelegt werden. ai / ; 

— Eine Aenderung des Schwurgerichtsweſens in den ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten iſt nach der „N. J.“ bevorſtehend, wenn 
auch ein beſonderer hierauf bezüglicher Antrag dem Bundestag 
nicht vorliege. — Der Beſchluß vom 25. Auguſt iſt ſehr reich⸗ 
haltig und duͤrfte auf die Schwurgerichte wie auf manche ans 
dere, mit den Bundesſtimmungen „nicht verträgliche“ Inſtitu⸗ 
tion Anwendung finden. i 0 

— Der Mörder des Schneidermeiſters Nolte, der Lehrling 
Haube, iſt geſtern Abend gegen 5 uhr mit den ihn beglei⸗ 
tenden Beamten von Hamburg hier eingetroffen und ſofort nach 
dem Obduktionshauſe der Charite an die Leiche des von ihm 
Gemordeten geführt worden, Er iſt nicht nur der That voll⸗ 
kommen geſtandig, ſondern ſank beim Anblick ſeines Opfers, 
von den Regungen des Gewiſſens überwältigt, auf die Knie 
mit dem Ausruf: „Ach, mein guter Meiſter! ach Hott, verzeih 
mir doch, was ich gethan habe.“ Die beabſichtigte Verneh⸗ 
mung des Mörders am Orte der That iſt, als nunmehr über⸗ 
flüſſig, nicht vorgenommen, derſelbe vielmehr in das Gefängniß 
der hieſigen Stadtvoigtei abgeliefert worden. Die Geldſumme, 
welche Haube mitgenommen halte, beträgt 20 Thlr. 

— In einer heut bei dem hieſigen Kreisgericht verhandel⸗ 


ten Unterſuchung wegen Holzdiebſtahls wurde von einem Forſt⸗ 
beamten eidlich bekundet: „Die Wirths ſind ſelbſt Schuld, wenn 
die Knechte Holz ſtehlen; ſie zwingen die Knechte faſt dazu 
und thun dieſe es nicht, ſo werden fie entweder aus dem Dienſt 
entlaſſen oder im Dienſt gequält. Ich bin ſelbſt ſchon von 
den Knechten erſucht worden, daß ich ihnen den Wagen ab⸗ 
pfände, damit ſie nicht mehr zu ſtehlen brauchten.“ Dieſes 
Zeugniß dürfte wohl Anlaß geben, die Sache ſorgfältig zu un⸗ 
terſuchen. Der Zeuge war der Meinung: daß die Knechte am 
ſicherſten geſchützt werden möchten, wenn die Schulen ange⸗ 
halten würden, den Knechten die Holzdiebſtahls⸗Geſetze vorzu⸗ 
leſen und auseinander zu ſetzen; denn die Knechte wüßten ſel⸗ 
ten, was ihnen bevorſtehe. 

Breslau, 19. Nov. Der C. Z. wird über die bei Temme 
ſtattgefundene Hausſuchung Näheres geſchrieben. Am Löten, 
Nachmittags 3 Uhr, kam der Polizeikommiſſarius Ditrich mit 
zwei Polizeiſergeanten in Temme's Wohnung, erklärte, daß er 
auf Befehl des Polizeipräſidenten eine Hausſuchung abhalten 
wolle, weigerte ſich indeß, eine ſchriftliche Ermächtigung vorzu⸗ 
zeigen oder den Grund einer Hausſuchung anzugeben. Die 
Proteſtation Temme's blieb unbeachtet. Darauf ward länger 
als drei Stunden die ganze Wohnung durchſucht, wobei ſelbſt 
ein Zimmer, in welchem eines der Kinder Temme's krank im 
Bette lag, trotzdem, daß der Letztere hierauf aufmerkſam machte, 
von den Polizeibeamten betreten und durchſucht wurde. Der 
Kommiſſarius durchlas Temme's ſämmtliche Papiere. Selbſt 
die Familienpapiere, Briefe von Temme's Kindern u. ſ. w. 
wurden, ungeachtet ſeiner Proteſtation, vollſtändig durchgeleſen. 
Sodann nahm der Beamte außer mehreren Privatbriefen und 
literariſchen Notizen das vollendete Manuſeript eines Romans 
fort, das Temme zu verkaufen im Begriffe ſtand. Temme hat 
nun, wie man hört, bei dem Staatsanwalt eine Beſchwerde 
20 e in welcher er den §. 11 des Geſetzes vom 11. März 
1 anruft, da weder ein Beamter des Gerichts noch der 
Staatsanwaltſchaft mitgewirkt hat. Er behält ſich in der Be⸗ 
ſchwerde zugleich vor, ſeine Privatanſprüche wegen ſeines Eigen⸗ 
thums bei dem zuſtändigen Civilgericht zu verfolgen. 

Liegnitz, 17. Nov. Die N. O. 8. ſchreibt: Das Ei⸗ 
genthum iſt unverletzlich. — Art. 9 der Berfaſſungs⸗ Urkunde 
für den Preußiſchen Staat. Der Magiſtrat in Liegnitz reſeri⸗ 
birt, wie folgt: „Wir eröffnen Ihnen auf Ihr Geſuch vom 
12. d. Mts., daß die Rückgabe der bei der am 26. Mai c. bei 
Ihnen abgehaltenen Hausſuchung eonſiseirten Druckſachen nicht 
erfolgen kann und wir auch nicht verpflichtet ſind, Ihnen die 
Gründe anzugeben, aus denen wir die Rückgabe jener Druck⸗ 
ſchriſten verweigern. Liegnitz, den 13. November 1851. Der 
Magiſtrat, (Polizeiverwaltung.) Teichmann. An den Predigt⸗ 
amts⸗Candidaten Otto Becker hier.“ — Die Hausſuchung fand 
Statt bei Gelegenheit der Nothiung'ſchen Enthüllung. Das 
Reſultat war Null. Das ſonſt übliche Prädicat „Herr“ ſcheint 
die Polizeiverwaltung Demokraten vorenthalten zu wollen. 

Dresden, 17. Nov. Durch Miniſterial⸗Verordnung iſt 
nunmehr der Kindergarten der Frau Dr. Herz definitiv ges 
ſchloſſen worden. 5 . 

Hannover, 19. Nov. Heute Morgen fand die Huldi⸗ 
gung des in der Reſidenz garniſonirenden Militärs ſtatt. Am 
Mittag hat der Geſammt⸗Magiſtrat Audienz zur Condolenz 
und Gratulation bei dem Könige und der Königin gehabt⸗ 
Der König beantwortete die Anrede des Skadtdirektors ausführ. 
lich und auf die herzlichſte Weiſe. — Nach der „Weſerztg.“ 
wäre ein ſehr langer, harter Todeskampf der ee Ernſt 
Augusts vorangegangen. Nach einer ſchon vor einer Reihe von 
Jahren von dem König für den Fall feines Hintritts getroffe⸗ 


nen Beſtimmung, wird der König in der engliſchen Marſchalls⸗ 


uniform beſtattet werden. Die Leiche wird nach derſelben Ber 
ſtiimmung 8 Tage auf dem Paradebett ſtehen; dieſelbe kann auf 
den Wunſch der Aerzte geöffnet werden, doch ſollen Bruſt und 
Kopf unverſehrt bleiben. Für den Fall, daß die Oeffnung nicht 


geſchieht, ſoll eine Ader am Halſe durchſchnitten werden. Der 
erſten Beſtimmung, nämlich der Ausſtellung der Leiche in der 
bezeichneten Uniform, iſt ſchon heute Nachmittag Folge gegeben. 
Eine zahlloſe Menſchenmaſſe drängt ſich zu und aus den Zu⸗ 
gängen des Palais. ; . 
München. Wie überall fo haben auch wir von Zeit zu 
Zeit unſere Hausſuchungen und natürlich mit der nämlichen 
Erfolgloſigkeit wie anderwärts. Eine Hausſuchung, die vorige 
Woche ſlattfand, iR jedoch zu poſſirlich, um nicht ihre Entſte⸗ 
hung und ihren Erfolg mitzutheilen. Ein junger Kaufmann, 
in der Nähe von München gebürtig, aber ſchon ſeit Jahren 
dahier, wo er früher ein Cigarrengeſchäft hatte, befand ſich in 
einem Gaſthauſe, wo ihn ein Bekannter fru, was er jetzt für 
ein Geſchäft betreibe, worauf der Gefragte antwortet, er ſei 
(Handels-) Agent. Scherzend bemerkte der Andere: „Ah fo, 
Agent von Mazzini,“ was der junge Kaufmann in glei⸗ 
chem Tone bejaht. Dieſes hört ein im Zimmer anweſender 
„Vertrauter,“ und ſchon den nächſten Morgen wird bei dem 
„Agenten,“ der die Harmloſigkeit ſelbſt iſt, haus geſucht und 
natürlich nichts gefunden. i 

Naſtatt, 16. Nov. Der Literat Garnier, deſſen Verhaf⸗ 
tung in Freiburg gemeldet wurde, iſt hier eingebracht worden. 
In Paris in den 30r Jahren Mitarbeiter geachteter Blätter, 
zog er ſich durch eine Scharteke voll gröbſter Berläumdungen, 
die angeblich über Kaſpar Hauſers Schickſale Auskunft geben 
ſollte, gerichtliche Verfolgung zu, die indeſſen bei feiner Rück⸗ 
kehr in den 40r Jahren unterblieb. Damals ſchrieb er zuerſt 
im Sinne der Partei, welche die hieſigen ſtaͤdtiſchen Verhält⸗ 
niſſe zu lockern begann, nach Eröffnung des Frankfurter Par⸗ 
laments zu großdeutſcher Geſinnung fid) hinneigend, eine mit 
Talent und Witz verfaßte Flugſchrift. Nach Ausbruch der Re⸗ 
volution verſchwand er nach Frankreich, wo er im Sinn, wo 
nicht im Dienſt der ultramontanen Partei ſchrieb und das 
Ausſehen eines religisſen Schwärmers gewann oder affectirte. 
Jetzt ins Vaterland zurückgekehrt, traf ihn die Strafe, in der 
eigenen Vaterſtadt den Karren des Schellenwerkers zu ziehen, 
ein trauriger Beleg, wohin Charakterloſigkeit ſelbſt begabte 
Köpfe zu führen vermöge. 

Paris, 18. Nov. Heute begann in der Verſammlung 
die Berathung über das Gemeindegeſetz, welche jetzt deshalb 
von befonderer Wichtigkeit iſt, weil die Regierung das neuer⸗ 
dings durch eine Abſtimmung wieder beftitigte allgemeine Wahl⸗ 
recht durch Beſtimmungen für die Gemeindewahl gleichſam ein⸗ 
ſchmuggeln will; auch die reactionäre Mehrheit beabſichtigt die 
Aenderungen, die ihr in Betreff des Geſetzes vom 31. Mai ge⸗ 
nehm find, durch das Gemeindegeſetz zu beſchließen. Aus dle⸗ 
ſem Grunde aber iſt die entſchiedene Linke dagegen; fie will 
das Gemeindegeſetz nicht zu einem politiſchen umgewandelt ſe⸗ 
hen, und verlangt, daß das allgemeine Wahlrecht offen und 
ehrlich wieder hergeſtellt werde. Sie erklärte deshalb, ſich der 
Abſtimmung zu enthalten; dies wird durchgeführt, trotzdem der 
Vorſitzende erklärt, daß er eine Stimm⸗Enthaltung in Maſſe 
nicht dulden werde. Der erſte Paragraph wird angenommen. 

Paris, 19. Nov. Die Verathung über das Gemeinde⸗ 
geſetz wird fortgeſetzt. Das Amendement Larochejarqueling, 
welches das Wahlrecht Denjenigen zuerkennt, die ſich 1 Jahr 
lang an einem Orte aufgehalten haben, wird mit einer Mehr⸗ 
heit von 69 Stimmen verworfen. (Nach dem urſprünglichen 
Wahlgeſetz war nur ein Aufenhalt von 6 Monaten, nach dem 
Maigeſetz iſt ein Domieil von 3 Jahren nöthig.) (Tel. Dep.) 

Italien. In Bologna (Kirchenſtaat) find wieder 25 
Perſonen wegen Verheimlichung von Waffen und Verbreitung 
auftühreriſcher Schriſten zu den Galeeren verurtheilt worden. 

London, 18. November. Die Abreiſe Koſſuth's von 
Southampton wird nicht minder glänzend gefeiert werden, als 
ſeine Ankunft daſelbſt. Der Mayor iſt von London zurückge⸗ 
kehrt und beſchäſtigt ſich eifrig mit den Anordnungen dazu. 

Berlin, 
Berlah von Theodor Heymann. 


. 


Die Orientaliſche Dampfſchifffahrts⸗ Sefellichaft hält ihr ſchön⸗ 
fies Dampfboot bereit, um Kofuth von Southampton aus nach 
Cowes zu bringen, wo er das Dampfſchiff „Humboldt“ beſtei⸗ 
gen wird, das zu ſeiner Ueberfahrt beſtimmt iſt. Er wird nach 
ſeiner Ankunft in Southampton zunächſt bei dem amerikaniſchen 
Conſul Croskey abſteigen und ſich nach einem kurzen Aufent⸗ 
halt in die Dock's begeben, wo auf dem Dampſſchiff ein glän⸗ 
zendes Frühſtück ihn und feine Geſellſchaſt erwartet. Im Laufe 
des Tages werden noch andere Dampfſchiffe von Southampton 
nach Cowes fahren, um Perſonen zu transportiren, welche der 
Abfahrt des großen Magyaren beiwohnen wollen. Gleichzeitig 
wird eins der größten Dampfichiffe der Orientaliſchen Geſell⸗ 
ſchaſt, der Bentinck, Capt. Killock, mit der Indiſchen Poſt den. 
Hafen von Southampton verlaſſen. N 

Engliſche Zeitungen bringen jetzt Verzeichniſſe der Städte, 
welche Koſſuth Adreſſen geſandt haben. Die „Daily News“ 
zählt deren 65 auf. * 2 

Der Globe beſchäftigt ſich wieder mit der öſterreichiſchen, 
offreiöfen Preſſe, welche nach der Abfertigung, die die angeb⸗ 
liche Entſchuldigung Lord Palmerſton's an dem Fürſten Schwar⸗ 
zenberg erfahren, ſich hinter die Behauptung flüchtet, daß der 
engliſche Miniſter, wenn auch nicht eine directe Entſchuldigung, 
fo doch wenigſtens eine Note an das öſterreichiſche Cabinet ges 
richtet habe, um die Verantwortlichkeit für die Koſſuth-Huldi⸗ 
gungen von ſich abzulehnen. „Wir erklären nunmehr,“ ſagt 
der Globe, „daß keine Note irgend einer Art, daß keine Mit⸗ 
theilung irgend einer Art der öſterreichiſchen Regierung von der 
britiſchen Regierung über die Weiſe zugegangen iſt, in der Kof⸗ 
ſuth hier von der Regierung, von Privatperſonen oder von dem 
Publikum empfangen wurde oder empfangen werden ſollte. Es 
wäre von Seiten der öſterreichiſchen Regierung eine unge⸗ 
heure Anmaßung geweſen, wenn ſie über einen ſolchen Ge⸗ 
genſtand Vorſtellungen gemacht oder Forderungen erhoben hätte, 
und ſie würde in dieſem Fall eine gebührende Antwort 
erhalten haben.“ — Bei dieſer Erklärung werden ſich die 
ſchwarzgelben Organe hoffentlich beruhigen; deutlicher konnen 


ſie ſie ſchwerlich wünſchen. P 

Berantwortlicher Revakteur Hermann Holdhelm in Berlin, 
Ve EEE NETTE 
0 Cirque national de Paris j 


unter Direction des Herrn BEIE AN. 


Heute Freitag, den 21. November: 


Soirée Equestre. 


Anfang 7 Uhr. Kasseneröffnung 6 Uhr. 


Neueſte Moiré⸗Roben & 2", thlr. 


empſiehlt Hirſchberg's Fabrik, Mühlendamm 32. 


verkaufen. Louiſenſtr. Nr. 65. bei Lucke 
Gute mahag. Kommoden billigſt zum Verkauf Waßmannefr. 19. 
Drehbänke ſind zu verkaufen Lands bergerſtr. Nr. 36. 
Strohhüte it 
werden billig ſchwarz, braun und grau gefärbt Friedrichsgracht 
Nr. 48, Ecke der Gertraudtenſtraße. 

Zeichnungen zu Stickereien und Beſchnürungen werden ge⸗ 
ſchmackvoll u. billig angefertigt von F. O Klein. Schützenſtr. 56. 
Mehrere roufinirte Garndur Arbeiter finden Beſchafſigung 
in der Stockfabrik Heiligegeiſtſtr. 4. ! 5 
2Schlafft. f. Schuhm. z. Arbeiten w- geſucht innerhalb o. 1.d. Nähe 
d. Friedrichs ſtadt z. 1. Oeebr. Adr. w. e. i. d. Exp. d. Urw. Z. 1.51 3 


Druck von W. Pormetter in Berlin, 
Kommandantenſtr. 7. 


Ein noch gut erhaltenes Billard iſt billig zu 


